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Wirtschaftswachstum erfüllt immer weni-
ger die damit verknüpften Erwartungen
von sozialem Ausgleich,Vollbeschäftigung
und Wohlfahrt: Die Ungleichverteilung
der Einkommen ist gemäß OECD in fast
allen Mitgliedsländern in den letzten zwei
Jahrzehnten gestiegen, die Arbeitslosigkeit
bleibt auf hohem Niveau, das Wachstum des
Bruttoinlandsproduktes (BIP) bringt in
den reichen Industrieländern keine Wohl-
fahrtsgewinne mehr, der Umweltverbrauch
sinkt trotz Effizienzgewinnen nicht.

Diese ernüchternden Beobachtungen
und die seit Jahrzehnten formulierte Kritik
an ständigem Wirtschaftswachstum stel-
len jedoch die Wachstumsfixierung der
Politik nicht in Frage. Dabei sprechen wir
von einem jungen Phänomen: Das Ziel des
permanenten und möglichst hohen Wachs-
tums wird erst seit dem Ende des Zweiten
Weltkriegs in Politik und Wirtschafts-
wissenschaften auf breiter Basis verfolgt.
J.R. Hicks (Träger des Wirtschaftsnobel-
preises) schrieb 1966: »It is not by any
means necessary that economics should
be growth-minded. I can indeed myself
remember a time it was not growth-minded
at all.« Und früh schon sprachen gewich-
tige Stimmen ein mögliches Ende der
Wachstumsära an. Ludwig Erhard z.B.
schrieb 1957 in Wohlstand für alle: »Wir

werden sogar mit Sicherheit dahin gelan-
gen, dass zu Recht die Frage gestellt wird,
ob es noch immer nützlich und richtig ist,
mehr Güter, mehr materiellen Wohlstand
zu erzeugen, oder ob es nicht sinnvoller ist,
unter Verzichtsleistung auf diesen ›Fort-
schritt‹ mehr Freizeit, mehr Besinnung,
mehr Muße und mehr Erholung zu gewin-
nen«. Dann, so Erhard, werde eine Korrek-
tur der Wirtschaftspolitik nötig. J.M. Key-
nes formulierte 1943 seine Einschätzung,
dass nach einer Zeit hoher Investitionen
und ökonomischer Aktivität Sättigung und
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schwindendes Wachstum folgen würden,
was wirtschaftspolitisch gesteuert werden
müsse, z.B. über kürzere Arbeitszeiten,
Verhinderung von Sparen und Befriedi-
gung öffentlicher Bedarfe.

In jüngerer Zeit zweifeln Politik und
Gesellschaft vernehmbar an der Wachs-
tumsorientierung, was politisch Nieder-
schlag zum Beispiel in der Enquete-Kom-
mission »Wachstum, Wohlstand, Lebens-
qualität« des Deutschen Bundestages findet
oder in der von der französischen Regie-
rung initiierten Kommission zur Messung
der ökonomischen Leistung und des sozia-
len Fortschritts. An der Forderung nach
Wachstum wird meist festgehalten, aber
es soll nun grün werden, selektiv, smart,
nachhaltig, ausgeglichen, dauerhaft, inklu-
siv, gerecht etc. Dies erinnert an die Dis-
kussion in den 80er Jahren, als qualitatives
Wachstum hoch im Kurs stand, sich doch
an der De-facto-Orientierung am quanti-
tativen Wachstum nichts änderte.

Weshalb tun sich Politik und Gesell-
schaft so schwer, sich auf schwindendes
oder gar ausbleibendes gesamtwirtschaft-
liches Wachstum einzustellen und ent-
sprechend umzusteuern? Ein Blick auf die
Argumentation zugunsten von Wachstum
und die Schwierigkeiten bei rückläufigem
Wachstum zeigt: Die sozialen Sicherungs-
systeme basieren auf Wirtschaftswachs-
tum, Verteilungsgerechtigkeit soll dank
Wirtschaftswachstum erreicht werden, die
moderne Konsumgesellschaft ist bestimmt
vom »Weiter – Schneller – Mehr«, und Un-
ternehmen sehen ihr Hauptziel in wach-
senden Umsätzen, Märkten und Gewin-
nen, worin sie die Wettbewerbspolitik,
Wirtschaftsförderung und Steuerpolitik
bestärken.

Das Finanz- und Bankensystem ist
existenziell auf Wachstum angewiesen
und sieht seine Existenzbegründung in
der Ermöglichung von Wirtschaftswachs-
tum. Die Politik der öffentlichen Finanzen
basiert auf der Annahme ständig steigender
Einnahmen. Kurz: Unser Gesellschafts-

und Entwicklungsmodell ist strukturell
auf fortdauerndes Wirtschaftswachstum
angewiesen.

Daraus folgt, dass eine Abkehr vom
Wachstumspfad eine Neugestaltung zent-
raler gesellschaftlicher Bereiche und Insti-
tutionen voraussetzte. Denn ohne Neuge-
staltung dürfte ausbleibendes Wachstum
zu Krisen der gesellschaftlichen Systeme
führen und in der Folge zu politischer und
gesellschaftlicher Unzufriedenheit und
Unruhe. Für eine Neugestaltung aber feh-
len der politische Wille sowie Konzepte,
Modelle und Ideen.

Gemäß dem Politologen J.W. Kingdon,
der ein Erklärungsmodell dafür entwickelt
hat, unter welchen Bedingungen politi-
sches Handeln erfolgt, müssen dafür drei
sogenannte Ströme (»streams«) zusam-
men kommen. Erstens muss ein Problem
die Aufmerksamkeit der Politik haben und
es muss definiert und kategorisiert sein.
Zweitens muss das Thema auf der Agenda
der Regierung stehen, unterstützt von po-
litischen Akteuren, Medien und Lobby-
gruppen. Drittens schließlich müssen poli-
tische Entscheidungsmöglichkeiten, Ideen,
Konzepte und Handlungsmöglichkeiten
vorhanden sein, getragen von Personen,
die politisch zu handeln bereit sind. Kom-
men diese drei »Ströme« zusammen, wird
die Entscheidungsagenda strukturiert und
es erfolgen politische Entscheidungen und
Implementierung.

Im Hinblick auf Wirtschaftswachstum
sind alle drei Dimensionen noch schwach
ausgebildet. Es gilt das Wachstumsprob-
lem anzuerkennen und die systemischen
Wachstumszwänge zu identifizieren (Prob-
lemdefinition und -kategorisierung), es
müssen breite öffentliche und politische
Debatten über Wirtschaftswachstum ge-
führt und politische Entscheidungen ein-
gefordert werden (agenda setting) und
schließlich sind wachstumsunabhängige
Konzepte zu identifizieren und zu entwi-
ckeln (Entscheidungsgrundlagen schaf-
fen).
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Zwei wachstumsabhängige Bereiche,
die jede Mitbürgerin und jeden Mitbürger
betreffen, sind das Gesundheitswesen und
die Alterssicherung. Der Gesundheitssek-
tor ist einer der wenigen verbliebenen,
verlässlichen Wachstumssektoren mit einer
Wachstumsrate,die über jener des BIPs liegt
(jährliche Wachstumsrate der realen Pro-
Kopf-Gesundheitsausgaben 1997 - 2007:
D: 1,7 %, OECD: 4,1%). Die Gesundheits-
ausgaben werden aufgrund von Zivili-
sationskrankheiten, medizinisch-techni-
schem Fortschritt und demografischem
Wandel auch weiterhin deutlich steigen.
An Wachstum interessiert sind die am
Gesundheitswesen beteiligten Sektoren
(Pharmaindustrie, Medizinaltechnik, Ärz-
teschaft, Krankenhausträger, teilweise die
Krankenkassen etc.) sowie jene Kräfte, die
einen Ausbau der Arbeitsplätze im Ge-
sundheitswesen verfolgen. Ausbleibendes
Wirtschaftswachstum macht es politisch
schwieriger, die Beiträge der Prämienzah-
ler und der öffentlichen Hand (in Deutsch-
land 17 %, 2006) zu erhöhen und so die
durch Ausgabenwachstum entstehende Fi-
nanzierungslücke zu schließen. Die Folgen
sind Einschnitte im Leistungskatalog oder
doch eine Erhöhung der individuellen
Beiträge und/oder eine stärkere Unter-
stützung des Gesundheitssystems aus all-
gemeinen Steuermitteln. Natürlich kann
auch die Effizienz des Systems verbessert
werden, aber die stößt schnell auf (Wachs-
tums)Interessen beteiligter Akteure.

Das System der Alterssicherung geht
von Wirtschaftswachstum aus und ist da-
rauf angewiesen – sei es das Umlage- oder
das Kapitaldeckungsverfahren.Wirtschafts-
wachstum,das sowohl wachsende Beiträge
wie ausreichende Renditen sichert, ist nö-
tig, um die doppelte demografische Heraus-
forderung – die älter werdende Gesell-
schaft und die steigende individuelle Le-
benserwartung – zu bewältigen. Dabei wä-
re prinzipiell das Umlageverfahren nicht
auf Wirtschaftswachstum angewiesen, wenn
eine reine Umlage von der jeweiligen Er-

werbstätigen- zur Rentnergeneration statt-
fände – ohne Versprechen oder Aussicht
auf eine bestimmte Rentenhöhe. Dies wür-
de variable und möglicherweise sinkende
Renten bedeuten. Demgegenüber setzt das
Kapitaldeckungsverfahren (Pensionskas-
sen) auf Kapitalerträge und ist damit
von Wirtschaftswachstum abhängig. Die
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jüngste Wirtschaftskrise zeigt, wie Börsen-
und Renditeeinbrüche diese Form der Al-
terssicherung ins Wanken bringen kön-
nen. Wächst die Wirtschaft nicht, drohen
Leistungskürzungen und/oder es wird ei-
ne höhere Finanzierung über allgemeine
Steuermittel nötig (gut 30 % der Ausgaben
der deutschen Rentenversicherung stam-
men seit Jahren aus Bundesmitteln).

Der Gesundheits- und Rentenbereich
ist nicht zum ersten Mal mit Reformbedarf
konfrontiert, um die Finanzierung zu si-
chern. Neu ist, dass immer weniger auf
wachsende Beiträge gesetzt werden kann
und deshalb die bisherige Abhängigkeit
von wachsenden Beiträgen überwunden
werden muss.

Lösungsansätze existieren

Viele Jahre Reformdebatten und eine Vor-
ahnung der Gesellschaft, dass die soziale
Sicherung der letzten Jahrzehnte künftig
nicht durchzuhalten ist, haben zahlreiche
Konzepte und Lösungsansätze hervorge-
bracht, auf die bei der Umgestaltung auf-
gebaut werden kann. Für den Gesund-
heitsbereich seien folgende Ansätze ge-
nannt: monetäre Anreizsysteme für eine
verbesserte individuelle Gesundheitsvor-
sorge, Prämiensplitting-Modell (Prämie
geht in ein Risikokonto und ein persön-
liches Konto; Kosten werden zuerst vom
persönlichen Konto, dann vom Risiko-
konto finanziert; ein wenig beanspruchtes
persönliches Konto führt zu Prämien-
reduktion), Managed-Care-System (Haus-
arzt als Primärversorger und erste Anlauf-
stelle), stärkere Bekämpfung von Miss-
brauch und Betrug, Überprüfung der Ho-
norarsysteme, Begrenzung der Lobbypoli-
tik.Weil die Gesundheit der Menschen stark
von den Arbeitsbedingungen und -anforde-
rungen, der Bildungssituation, von Umwelt-
belastungen wie Lärm, Luftverschmutzung
und Chemikalien in Nahrungsmitteln und
Wasser bestimmt ist, gehören Verbesse-

rungen in diesen Bereichen zum notwen-
digen Maßnahmenpaket, um die Gesund-
heitskosten zu begrenzen. Richard Wil-
kinson und Kate Pickett zeigten 2009 auf,
dass Verteilungsgerechtigkeit und der Ge-
sundheitszustand einer Gesellschaft po-
sitiv korrelieren. Ein weiterer Grund al-
so, die Verteilungsgerechtigkeit zu verbes-
sern.

Lösungsansätze im Bereich der Alters-
sicherung sind: Förderung des »produk-
tiven Alters« mit Flexibilisierung zwischen
Erwerbs- und Rentenalter; neue Zeitmo-
delle, bei denen in jeder Lebensphase ver-
schiedene Tätigkeitsformen möglich sind
wie bezahlte Arbeit und unbezahlte Ar-
beit; Ausweitung der »Sozialzeit«, um die
allein monetär nicht mehr zu leistenden
Gesellschaftsdienste für die Pflege von al-
ten Menschen und die Betreuung von Kin-
dern möglich zu machen; Aufbau eines
Systems von Zeitgutschriften, mit denen
Arbeitsstunden im sozialen Bereich ange-
spart und im Alter bezogen werden kön-
nen; Mehrgenerationenhäuser; verstärkte
Gesundheitsvorsorge und Eigenverant-
wortung, stärkere Bindung der Renten an
aktuelle Beitragszahlungen.

In diesen und anderen Lösungsansät-
zen liegt viel politischer Sprengstoff. Doch
die Diskussion nicht zu führen bedeutet,
sich den Zwängen abnehmender finanziel-
ler Spielräume auszuliefern und auf Ge-
staltungsmöglichkeiten zu verzichten.

Postwachstumsgesellschaft

Unbemerkt – zumindest nicht themati-
siert – bewegen sich hoch industrialisierte
Gesellschaften auf eine Postwachstums-
zeit zu. Die Wachstumsraten sinken seit
den 60er Jahren kontinuierlich. Gemäß
Prognosen der EU setzt sich dieser Trend
fort (1,25 % Wachstum bis 2020 im Euro-
Raum bei ausbleibenden politischen Maß-
nahmen). Die hohe Staatsverschuldung
erschwert es, weiterhin mit öffentlichen
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Mitteln das Wachstum anzukurbeln, die
Inlandsmärkte sind weitgehend gesättigt
und das längerfristige Setzen auf Exporte
als Wachstumsmotor ist riskant; weiter
dürften Ressourcenknappheit und stei-
gende Ressourcenpreise Wachstum dämp-
fen, ebenso wie die Erfüllung der klimapo-
litischen Verpflichtungen.

Angesichts dieser Perspektiven steht es
an, die Wachstumsabhängigkeit zentraler
gesellschaftlicher Bereiche zu durchbre-
chen – neben Gesundheit und Alterssiche-
rung betrifft dies vor allem den Konsum-
sektor, Arbeitsmarkt, die Bildung, Unter-
nehmen, das Banken- und Finanzsystem –
und politische Ziele wie Verteilungsge-
rechtigkeit unabhängig vom Wirtschafts-
wachstum zu realisieren. Auch für diese
Bereiche liegen zahlreiche Ansatzpunkte
und Ideen vor.

Die in diesem Beitrag geführte Argu-
mentation deutet an, welches die wesent-
lichen Elemente einer Postwachstumsge-
sellschaft sind. Erstens findet keine Politik

zur Erhöhung des Wirtschaftswachstums
statt. Zweitens werden wachstumsabhän-
gige und wachstumstreibende Bereiche,
Institutionen und Strukturen so umge-
baut, dass sie von Wirtschaftswachstum
unabhängig sind. Drittens wird, um die
natürlichen Grundlagen zu erhalten, der
Verbrauch an Energie- und Ressourcen
inkl. Fläche und Biodiversität gestoppt und
der Verbrauch entsprechend der Nachhal-
tigkeitsziele zurückgefahren.

In einer Postwachstumsgesellschaft,
insbesondere während der Transforma-
tion, werden einzelne Bereiche wachsen,
andere werden schrumpfen, so wie dies bei
jeder Entwicklung und bei jedem Struk-
turwandel der Fall ist. Insgesamt aber ist
eine Postwachstumsgesellschaft unabhän-
gig von gesamtwirtschaftlichem Wachs-
tum und sie verfügt über einen volkswirt-
schaftlichen Ordnungsrahmen, der diese
Unabhängigkeit sichert und eine flexible
Gestaltung von Wachstums- wie Schrump-
fungsprozessen ermöglicht.

N E U E R F O R T S C H R I T T

N G | F H   6 | 2 011 5 3

Es gibt gute Gründe, warum der Gedan-
ke eines Grundeinkommens Sympathien
auch bei Sozialdemokraten hervorruft. Der
Wichtigste ist vielleicht die Freiheit, die
durch dieses Wort durchscheint. Willy
Brandt hat 1987 in seiner Abschiedsrede als
Parteivorsitzender gesagt: »Wenn ich sagen
soll, was mir neben dem Frieden wichtiger
sei als alles andere, dann lautet meine Ant-
wort ohne Wenn und Aber: Freiheit. Die
Freiheit für viele, nicht nur für die wenigen.

Lars Castellucci

Grundeinkommen als Projektion und Mahnung

Die Grünen, Die Linke, gar CDU und FDP diskutieren über ein Grundeinkom-
men. Die SPD, die Partei der Arbeit, steht abseits. Fehlt es an visionärer Kraft, hat
sie andere, bessere Ideen oder ist die Absage der Grundwertekommission an ein
Grundeinkommen einfach überzeugend genug und die Debatte damit beendet
bevor sie richtig begonnen hat?
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Freiheit des Gewissens und der Meinung.
Auch Freiheit von Not und Furcht.«

NGFH_6-2011_Umbruch_Archiv.qxd  23.05.2011  10:19  Seite 53

[Limberg Box Patch : TrimBox [0] BleedBox [3] MediaBox [10] Patch : Page 53] NGFH_6-2011_Umbruch_Archiv.pdf


